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Drucksache V/1639 


Der Bundesminister der Finanzen 

VI A - 0 1311-5/67 Bonn, den 12. April 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Abwicklung von Kriegs- und Nachkriegsfolgen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/1424 — 


Die Bundesregierung hat am 13. Dezember 1966 durch den Herrn 
Bundeskanzler Dr. h. c. Kiesinger u. a. folgende Erklärung ab- 
gegeben : 

„Die Gesetzgebung über die Abwicklung von Kriegs- und Nach- 
kriegsfolgen sollte abgeschlossen werden. Die Finanzlage des 
Bundes beweist, daß wichtige Aufgaben der Zukunftsvorsorge 
sträflich vernachlässigt werden würden, wenn die kommenden 
Jahre durch neue Zahlungen für die Vergangenheit belastet wür- 
den. Audi die geltenden Regelungen müssen mit dem Ziel über- 
prüft werden, die Ausgabeverpflichtungen mit der Einnahmeent- 
wicklung des Bundes in Einklang zu bringen." 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Für welchen Bereich der Kriegs- und Nachkriegsfolgen plant 
die Bundesregierung Abschlußgesetze? 

2. Bis zu welchem Zeitpunkt und mit welchem finanziellen Vo- 
lumen ist die Vorlage dieser Gesetze jeweils vorgesehen? 

3. In welchen Bereichen soll aus finanziellen Gründen eine Ab- 
schlußgesetzgebung nicht mehr erfolgen? 

4. Bei welchen „geltenden Regelungen" haben sich bisher die 
Ausgabeverpflichtungen mit der Einnahmeentwicklung des 
Bundes nidit in Einklang befunden ? 

5. Welche dieser Regelungen soll entsprechend geändert werden 
und welche konkreten und meßbaren Kriterien sollen dabei 
maßgebend sein ? 

6. Bis wann glaubt die Bundesregierung, hierüber dem Bun- 
destag Bericht erstatten bzw. Ergänzungsgesetze vorlegen zu 
können ? 

Mit Zustimmung der Bundesregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt : 

I. Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklärung 
Leitgedanken entwickelt, in denen er im Blick auf die all- 
gemein bekannte schwierige Finanz- und Haushaltslage 
Akzente setzt für die Prioritäten, welche die Bundesregie- 
rung den vor uns liegenden Aufgaben im einzelnen bei- 
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mißt. Er hat dabei auch das Verhältnis zwischen der Ab- 
wicklung von Kriegs- und Nachkriegsfolgen zu den Auf- 
gaben der Zukunftsvorsorge angesprochen. 

In den vergangenen Jahren erschien es Parlament und Re- 
gierung verständlicherweise geboten, öffentliche Mittel mit 
Schwerpunkt dafür einzusetzen, die Folgen des zweiten 
Weltkrieges und der nationalsozialistischen Verfolgung, 
durch die ein Großteil der Bevölkerung in seiner Existenz 
unverhältnismäßig hart betroffen worden war, zu über- 
winden. Bis einschließlich 1966 wurden dafür von Bund 
und Ländern (einschließlich der Sonderabgaben des Lasten- 
ausgleichs) in Durchführung der zahlreichen auf diesem 
Gebiet erlassenen Gesetze bereits mehrere hundert Milli- 
arden DM aufgebracht. Auch das künftige Sozialprodukt 
wird durch die Abwicklung der dabei eingegangenen Ver- 
pflichtungen noch auf lange Jahre stark belastet bleiben. 
Es konnte nicht ausbleiben, daß bei so hohen Belastungen 
und Verpflichtungen zahlreiche Aufgaben, die für die Zu- 
kunftssicherung unseres Volkes von grundlegender Bedeu- 
tung sind, nur unzureichend berücksichtigt werden konnten. 
Die Regierung möchte diesen bisher zu kurz gekommenen 
Aufgaben - als Beispiel möchte ich nur die Förderung von 
Wissenschaft und Forschung hervorheben — künftig einen 
höheren, ja einen recht hohen Rang einräumen, um uns 
in dem immer stärker werdenden internationalen Wettbe- 
werb nicht durch Versäumnisse vor der Zukunft unseres 
Volkes schuldig zu machen. Das zwingt dazu, die weiteren 
Belastungen aus der Liquidation des Krieges dem rechtlich 
und sozial unabweisbaren und finanziell vertretbaren Maß 
anzupassen. 

II. Im Rahmen der Beantwortung einer Kleinen Anfrage wird 
es nicht möglich sein, über diese Leitgedanken der Regie- 
rungserklärung hinaus bereits feste Programme und fertige 
Lösungen zu entwickeln. Es wäre verfrüht, wenn eine Re- 
gierung, die erst ein Vierteljahr im Amt ist, sich schon 
jetzt hierauf festlegen wollte. 

Nach dem heutigen Stand der Erkenntnisse und Überle- 
gungen kann zu den einzelnen Fragen schon jetzt gesagt 
werden : 

1. Soweit einzelne Materien bereits gesetzlich geregelt sind, 
bedarf es im allgemeinen keiner formellen Abschlußge- 
setzgebung mehr. Schlußgesetze sind daher zur Zeit nur 
auf ganz wenigen Gebieten vorgesehen, und zwar über- 
wiegend aus technischen Gründen und ohne finanzielles 
Gewicht. Ein erschöpfender Positiv- oder Negativkatalog 
von Abschlußgesetzen kann aus den dargelegten Gründen 
nicht vorgelegt werden. 
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2. Nachdem der 1963 eingebrachte Regienmgsentwurf eines 
Gesetzes, das in Ergänzung der bisherigen Kriegsfolgen- 
gesetzgebung die noch nicht geregelte Abgeltung von 
Reparations-, Restitutions-, Zerstörungs- und Rücker- 
stattungsschäden zum Gegenstand haben soll, bis Ende 
der 4. Wahlperiode aus Zeitnot nicht mehr verabschiedet 
werden konnte, ist die Bundesregierung bemüht, den ge- 
setzgebenden Körperschaften einen neuen Entwurf vor- 
zulegen, der im wesentlichen auf den bisherigen Grund- 
lagen beruht, zugleich aber den veränderten Verhält- 
nissen Rechnung trägt, indem er das finanzielle Volumen 
wesentlich verkürzt und die Erfüllung zeitlich den je- 
weiligen haushaltsmäßigen Möglichkeiten anpaßt. 

3. Entscheidungen über gesetzliche Regelungen zum Aus- 
gleich von Kriegs- und Nachkriegsfolgen für Deutsche aus 
dem anderen Teil Deutschlands können nur im Rahmen 
der vorgesehenen mittelfristigen Finanzplanung getroffen 
werden, die alle Prioritäten sachgerecht gegeneinander 
abzuwägen haben wird. 

4. Was das in der Regierungserklärung angesprochene Prob- 
lem einer Anpassung „geltender Regelungen" an die 
Einnahmenentwicklung anlangt, so darf als bekannt vor- 
ausgesetzt werden, daß die Zuwachsraten auf dem Ge- 
biet der Steuereinnahmen zur Zeit eine sinkende Ten- 
denz aufweisen. Da die mittel- und langfristigen Pla- 
nungen teilweise auf bisher höher geschätzten Basis- 
zahlen aufbauen, muß sich das auch auf dem Gebiet der 
Kriegsfolgengesetzgebung auswirken. Die Kriterien mög- 
licher Einsparungen werden im Rahmen einer Dring- 
lichkeitsordnung nach rechtlichen, politischen und sozi- 
alen Gesichtspunkten gefunden werden müssen. 

5. Zusammenfassend muß ich als der für die Finanzen ver- 
antwortliche Bundesminister erneut in Erinnerung bringen, 
daß nach heutiger Erkenntnis in den nächsten Jahren im 
Haushalt mit steigenden Deckungslücken zu rechnen ist. 
Die Bundesregierug sieht sich unter diesen Umständen 
außerstande, im gegenwärtigen Zeitpunkt bindende finan- 
zielle Festlegungen zu treffen und Zusagen zu machen, 
von denen sie nicht weiß, ob und wann sie sie einlösen 
kann. Sie wird den Bundestag laufend über sich ab- 
zeichnende Möglichkeiten unterrichten. 

Strauß 
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